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Bildungspolitisches Gespräch über den Schulgesetzentwurfdes Deubchen Jurbtentags
Der „Entwurf für ein Landesschulgesetz", den die Kommission Schulrecht des Deutschen
Juristentags am 11.3.1981 der Kultusministerkonferenzübergeben und der Öffentüchkeit
vorgeteilt hat, war Gegenstand des 19. Büdungspoütischen Gesprächs vom 7. bis 9. Mai
1981 im Wissenschaftszentrum in Bonn-Bad Godesberg, auf dem Mitgüeder der Kommis¬
sion mit Pädagogen, Juristen und Schulpoütikern Grundlinien des Entwurfs diskutierten1.
Die Prinzipien und einige Vorschläge des Entwurfs zu ausgewählten Problemfeldern hat
Raimund Wimmer (1980) in dieser Zeitschrift schon dargelegt. Zum Entwurf üegen erste
Berichte, Reaktionen und Bewertungen zwar schon vor2; eine umfassende pädagogische
Diskussion ist aber noch nicht in Gang gekommen und hat sich auch auf der Bonner
Tagung erst in Ansätzen entwickelt. Doch wäre es schümm, wenn es dabei büebe und
wenn die teüs heftigen, teils geringschätzigen Reaktionen einiger Kultusministerien auch
bei den Pädagogen die Meinung erzeugt hätten, sie könnten sich eine Auseinandersetzung
ersparen und damit den Verdacht der Juristen, daß sie Rechtsmaterien ohnehin als
„juristischen Formelkram" (Oppermann 1976, S. 17) abtun, bestätigen.
Dieser Entwurf muß als der bedeutende Versuch angesehen werden, die neu in Bewegung
gekommene Befassung des Rechtswesens mit Schulproblemen - die in den nächsten
Jahren zu nachhaltigen Veränderungen führen kann - zu ordnen und schädüche,
womöglich unwiderrufbare Entwicklungen zu verhindern. Nach Meinung führender
Juristen steht in den Bundesländern eine „dritte Welle" der Schulgesetzgebung bevor, die
mit dem Entwurf eine Vorgabe für die Ländergesetzgeber erhalten soll. Der Entwurf
schafft allerdings schon durch seine Existenz eine neue Situation, weil die Rechtsprechung
an ihm nicht vorübergehen wird. Es liegt bereits ein erstes Urteil des Bundesverwaltungs¬
gerichts vor (BVerwG 7 B 170.80, Beschluß vom 29. 5. 1981, Gegenstand: verbale
Zeugnisse oder Noten), das den Schulgesetzentwurf des Juristentags mehrfach zitiert und
sich seine Begründungen zu eigen macht. Selbst wenn die Länderparlamente sich noch
1 Deutscher Juristentag: Schule im Rechtsstaat. Band I: Entwurf für ein Landesschulgesetz.
München: C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung 1981. Der Band I enthält neben dem Text des
Gesetzentwurfs (S. 60-125) eine historische Einführung (15-38) und eine knappe Zusammenfas¬
sung der „zentralen Fragestellungen der Kommission und ihre Lösungsvorschläge" (S. 38-59). Die
„Begründung" (S. 126-438) ist paraUel zum Gesetzestext gegUedert. Ein Anhang enthält Doku¬
mente, Literatur- und Gesetzesverzeichnisse. Im folgenden wird der Band abgekürzt „GE" zitiert
(die offizieUe Zitierweise lautet: DJT-SchulGE); Namensangaben ohne dahinterstehende Jahres¬
zahl beziehen sich auf Äußerungen während der Tagung.
2 Einen Pressespiegel zum Kommissionsentwurf hat Peter Döring zusammengestellt (Umdruck
GFPF, Postf. 900280, Frankfurt 1981). Vgl. auch: „forum E" - Zeitschrift des Verbandes BUdung
und Erziehung 34 (1981), Heft 4, sowie ein Themenheft der Zeitschrift „Recht der Jugend und des
Büdungswesens" (1981, im Druck). - Referate und MateriaUen der Tagung werden ebenfaUs von
Peter Döring als Umdruck herausgegeben: Pädagogen und Paragraphen. Nachbereitende
Dokumentation zum 19. Bildungspolitischen Gespräch. GFPF, Frankfurt 1981.
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zögernd verhalten und es eine geraume Zeit dauern mag, bis die Gesetzgeber sich
intensiver mit den Positionen des Entwurfs befassen, wird er bereits unmittelbar über die
Praxis der Gerichte wirksam und bringt auf diese Weise Parlamente und Administrationen
in Zugzwang -, ein weiterer Grund, ihn auf seine pädagogischen Positionen und
Auswirkungen hin zu befragen. Zu einer solchen pädagogischen Diskussion konnte die
Bonner Tagung und kann dieser subjektive Bericht, der aus der Tagung einige Linien
aufnimmt und sie etwas weiter auszieht, nur erste Anfänge zu markieren versuchen.
(1) Wenn hier von „pädagogischen Positionen" des Entwurfs die Rede ist, so ist damit ein
erster Diskussionspunkt der Bonner Tagung bezeichnet. Die Mitgheder der ausarbeiten¬
den Kommission haben ausdrücklich betont, es könne nicht Aufgabe und Ziel dieses
Entwurfs sein, durch Rechtsregelungen BUdungspoütik zu betreiben. Der Begriff „rechts¬
staatliche Schule" bezeichne nicht - wie etwa „humane Schule, „entschulte Schule",
„Schule von unten", „Schule zum Anfassen" - ein pädagogisch oder bildungspolitisch
begründbares Reformprogramm (Wimmer 1980; ähnlich GE S. 18). Es gehe vielmehr
darum, im Schulwesen die Grundrechte besser zu sichern, das Demokratie- und Sozial¬
staatsprinzip konsequenter zu verwirklichen und damit andere Traditionen der Staatlich¬
keit auch für die Schule zu überwinden. Die Arbeit der Kommission ist also bestimmt
durch die innere Logik der Verfassung und die auf ihr fußende Rechtsentwicklung (so ist
auch deutlich der Auftrag formuhert, den die Kommission vom 51.Deutschen Juristentag
erhalten hatte [GE S. 411]).
Hatte schon der Juristentag die bis dahin vornehmlich von Gerichtsfällen (vgl. Opper¬
mann 1976; Flitner 1977; Laaser 1978, 1980; Fauser 1980) bestimmte juristische
Diskussion über Schulfragen ins Grundsätzüche gewendet, so gewinnt durch die Arbeit
der Kommission Schulrecht diese Auseinandersetzug eine neue Qualität: Es handelt sich
dabei nicht nur um den Versuch, das ganze Feld der rechtlichen Schulfragen juristisch zu
durchdringen, sondern den Ergebnissen ihrer Diskussion zugleich die Form eines Muster-
entwurfs für ein Landesschulgesetz zu geben. Sie hat damit die rechtswissenschafthche
Systematik der Schulprobleme mit der institutionellen Systematik der Schule zu verknüp¬
fen versucht. Das bedeutet, daß keine der in diesem Zusammenhang wesentlichen Fragen
ausgespart wurde. Die Gliederung auch der rechtswissenschaftlichen Erörterungen
entlang der institutionellen Struktur der Schule (und nicht entlang der rechtstheoretischen
Systematik) erleichtert hier für Pädagogen und für Parlamentarier den Zugang zum
Schulrecht ganz erhebhch. Schon aus diesem formalen Grund kann man erwarten, daß der
Kommissionsentwurf zu einem beispielhaften - um nicht zu sagen: klassischen - Doku¬
ment des Schulrechts avancieren wird.
(2) Trotz der programmatischen Zurückhaltung des Entwurfs kann er aber gar nicht
umhin, bestimmte Vorstellungen von Schule vorauszusetzen oder jedenfalls Spielräume
der Schulgestaltung festzulegen. Diese gilt es aus pädagogischer Sicht zu diskutieren.
Allgemein kann man, frei nach Schleiermacher, formulieren: Ein solcher Entwurf
müsse „tüchtig sein", die gegenwärtige Situation des Schulwesens rechtlich zu sichern,
zugleich aber ermöglichen, „in die sich darbietenden Verbesserungen mit Kraft einzuge¬
hen" (1957, I, S. 31). Wir müssen fragen: Wo zeigt dieser Entwurf Offenheit und
Verständnis für die heutige Schulentwicklung - und wo hat man den Eindruck oder die
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Befürchtung, daß er eher festschreibend, zementierend, nachteüig wirken könnte, daß er
pädagogisch vernünftige Neuerungen nicht freigibt, sondern hemmt.
Der Marburger Erziehungswissenschaftler Hans-Christoph Berg hat in dieser Hinsicht
die grundsätzlichste Kritik geübt: Der Entwurf lege den Rahmen für eine Schule fest, die
schon heute überholt sei. Der Ausschuß habe sich orientiert an der normalen Staatsschule
der restaurativen Nachkriegszeit, als habe es die Reformpädagogik seit der Jahrhundert¬
wende mit ihrer großen Vielfalt von Angeboten, Schulformen, neuen Arbeitsweisen und
Sozialgestalten nicht gegeben. Berg hat zwar nicht im einzelnen konkretisiert, wie diese
Formenvielfalt sich innerhalb der Rechtsregelungen des Entwurfs ausnehmen würde (ein
TeU der reformpädagogischen Beispiele, die er anführte, würde fraglos mit heutigen
Rechtsnormen, z.B. der Sicherung eines bestimmten Bildungsanspruchs der Kinder, in
Konfhkt kommen); mit Bergs Kritik ist aber eine Richtung angedeutet, in der weitere
Auseinandersetzungen von pädagogischer Seite mit diesem Entwurf erfolgen soUten. Man
müßte in den Entwurfstext bedeutende Schulmodelle aus der Reformzeit und aus der
Gegenwart einzufügen versuchen, um zu prüfen, ob dieser Rechtsrahmen solche Modelle
ermöglicht, ob er sie behindert oder stützt. Man müßte im Detail prüfen, ob eine
Landschule wie die von Adolf Reichwein, ob eine Schule nach den Prinzipien der
MoNTESsoRi-Pädagogik oder die Bielefelder Laborschule in diesen Gesetzentwurf hin¬
einpassen. Von da aus müßte man auch die Stellungnahmen zu Einzelheiten mit
Beispielen von wirklicher, geglückter Schule und mit solchen gewollter, künftiger Schule
in den Entwurf einzeichnen (J. Diederich) und entsprechende Kritik oder Zustimmung,
Korrekturen oder Verstärkungen anbringen. Das wird hoffentlich in nächster Zeit, auch
von Arbeitsgruppen der nächsten Tagung der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswis¬
senschaft in Regensburg, in Angriff genommen werden. Auch die Freien Schulen soUten
das im Hinblick auf den Rechtsraum, der ihnen hier zugewiesen wird, nicht versäumen.
(3) In gewisser Hinsicht scheinen juristische und pädagogische Argumente zu konvergie¬
ren: Sowohl die juristische Forderung nach einer vollen Integration der Schule in den
Rechtsstaat als auch der pädagogische Anspruch auf Schulgestaltung lassen es nicht zu, die
Schule weiterhin als „Hausgut der Verwaltung" (GE S. 25) zu betrachten und sie immer
stärker der Rationahtät einer zentraüstischen Bürokratie anheimzugeben. Wesentliche
Grundfragen der Schule soUen nicht mehr auf dem Verwaltungsweg unter Ausschluß
offenthcher Teilhabe geregelt, sondern einer breiten Diskussion zugänglich gemacht und
in den Parlamenten entschieden werden.
Der unglückliche Begriff „Verrechtlichung" hat schon vor der Veröffentlichung der
Kommissionsempfehlungen Unruhe und pauschale Kritik ausgelöst. Recht und Admini¬
stration werden von Lehrern und Eltern oft nicht unterschieden. Rechtsvorgänge und
rechtüche Absicherungen lösen häufig Verwaltungshandlungen aus. Durch stärkere
Rechtsnormierung, so wird befürchtet, werde nun der Schule der letzte verbliebene Rest
eigener Gestaltungsmögüchkeiten durch gesetzliche Bestimmungen genommen (vgl.
Hentig 1979). Die Durchsetzung des Rechtsstaatsprinzips bedeutet aber - dies haben
Kommissionsmitgüederimmer wieder betont - gerade nicht eine rechtliche Durchnormie¬
rung der Schule bis ins letzte Detail; es geht nicht um eine „Grundbuchordnung" (H.-U.
Evers), die den Landbesitz bis auf den Zentimeter regelt, sondern nur darum, einen
weiten rechthchen Rahmen zu schaffen, in dem die Beteiligten zusammenwirken können
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und der sich gemäß der jeweiügen Lage, und zwar weniger durch die Administration, als
durch die Schulen selber, konkret ausfüUen läßt. Der Entwurf versucht also auch, die
Mögüchkeiten der einzelnen Schule zur Entwicklung einer eigenen pädagogischen Gestalt
zu verbessern und den Einfluß der dort Beteüigten zu stärken.
Die beabsichtigte Neuverteilung der Gestaltungskompetenzen zugunsten der Parlamente
einerseits, der Beteüigten andererseits hat aber bereits mannigfache Kritik auf diesen
Entwurf gezogen, die sich auch auf der Bonner Tagung artikulierte: Zunächst und am
heftigsten haben einige Kultusministerien reagiert (bezeichnenderweise unabhängig von
der jeweüigen Parteizugehörigkeit der Kultusminister). Diese abwehrende Kritik am
Entwurf mag sich nicht nur aus der Sorge vor einer Entmachtung der Schulverwaltung
erklären lassen. Mangelnde Flexibilität der parlamentarischen Entscheidungen und
mangelnder Sachverstand in den Parlamenten gegenüber der enormen Komplexität der
Schulmaterie werden dabei aufgeführt.
Es wird daraufhingewiesen, daß auch die Parlamente sich aUe wesentüchen Dinge von der
Administration vorgeben lassen müßten (vgl. Zur Debatte 1979). - Die Kritik der
Kultusminister könnte auch von seiten der Kommunen Unterstützung bekommen (D.
Salomon). Der Gesetzentwurf enthält eine Reihe von Vorschlägen, welche die Gemein¬
den in Zugzwang bringen würden und ihr angestammtes Recht zur kommunalen Schulpla¬
nung und bauüch-organisatorischen Gestaltung mindern könnten. - Von seiten der Eltern
ist an dem Entwurf kritisiert worden, daß an einigen Stellen das Elternrecht nicht
hurreichend berücksichtigt, daß die Selbstwahl des BUdungsgangs durch den Schüler nicht
ausreichend gesichert, daß überhaupt eine zu starke MachtbaUung bei der Lehrergesamt¬
konferenz verankert sei (I.-M. Oppermann). Gegenüber der bisherigen Rechtslage,
würde dies eine Gewichtsverschiebung zuungunsten der Rechte der Schüler und Eltern
bedeuten. In diesen Hinweisen steckt auch die berechtigte Frage, ob der pädagogischen
Freiheit des Lehrers, die im Entwurf der Kommission wohl zu den am sorgfältigsten
behandelten Rechtsgütern gehört, ein hinreichendes KontroU- und Einflußrecht der
Eltern gegenübersteht (M. Buschbeck).
Rechte und Positionen der Eltern und der Schüler sind an mehreren SteUen deutüch zurückgesetzt:
Daß im Entwurf §46 „Untersuchungen für Schuüaufbahnentscheidungen" nur an der .körperüchen
Unversehrtheit' ihre Grenzen finden, daß die Entscheidungen überhaupt hier wesentlich als ein
Wahrheitsfindungs- und Anordnungsprozeß verstanden werden, scheint eine neue und nicht
annehmbare Ballung von administrativer Macht bei der Schule und Schulverwaltung. Ebenso ist im
§ 47 die Formulierung anfechtbar, daß bei wissenschaftüchen Untersuchungen über die Schule und in
der Schule die Eltern nur „anzuhören" sind. Eltern müssen von der Unschädlichkeit, ja vom Nutzen
der Untersuchungen für ihre Kinder überzeugt werden können, sonst sind die Untersuchungen nicht
durchführbar. Die Zustimmung der Betroffenen, der Untersuchten bei wissenschaftüchen Schulun¬
tersuchungen, die Mitwirkung der Eltern und mindestens der Elternvertretungen bei Schuüaufbahn¬
entscheidungen betreffen Rechte, die gleichwertig gegenüber den Reguüerungsrechten der Institu¬
tion und gegenüber den Rechten der Wissenschaftler auf freie Forschung abgesichert werden müßten.
Diskutiert wurde in der Kommission ein „Recht auf unverkürzten Unterricht" (zu §52); es wurde
jedoch in die endgültige Fassung nicht aufgenommen. Nicht diskutiert wurde offenbar ein Anspruch
auf eine bestimmte Anzahl von Stunden schuhscher Betreuung; d. h. ein Anspruch darauf, daß
Kinder nicht zu jeder Zeit wieder nach Hause geschickt werden können, weü ein Lehrer fehlt oder
eine Konferenz anberaumt wird. In anderen Schulsystemen sind bestimmte Stunden (in England z.B.
von 9.00 bis 15.30 Uhr) gesicherte Zeiten der Verantwortung der Schule für die Kinder, in denen es
nicht vorkommen kann, daß ein Kind auf die Straße geschickt wird, weU es von der Schulorganisation
Pädagogen und Paragraphen
her „unvermeidlich" scheint. Dies wäre u.E., zur Sicherung der Aufsichtsführung in der zwischen
Elternhaus und Schule zweigeteüten Erziehung, ein auch rechtüch diskutables Problem, zumal die
Unverläßüchkeit der Schule in diesem Punkt auch erhebüche Auswirkung auf die Tagesorganisation
und Berufstätigkeit der Eltern hat.
Relativ konservativ sind die Bestimmungen über das Ruhen der SchulpfUcht in §42/3 formuüert. Sie
zementieren die enormen Schwierigkeiten, die das öffentüche Schulwesen bei therapeutischen
Sonderfällen macht. Es sind nur körperliche und geistige Behinderungen als Bedingungen vorgese¬
hen, für die Ausnahmen und Ausnahmeregelungen gefunden werden können. Die heutigen
Schulschwierigkeitenund die Formenvon Schwererziehbarkeit, die in einzelnen FäUen ebenfaUs ganz
andere Lösungen nahelegen, scheinen uns hier nicht hinreichend berücksichtigt.
(4) AUgemein wird mit diesen Einwänden gegen den Entwurf nochmals die Frage
aufgeworfen, welche Rechtssphären durch ein solches Schulrecht geschützt werden
müssen. W. Perschel hat das in einer Art Modell veranschauhcht: Die Schule ist ein Feld
oder ein Raum, in dem verschiedene Rechtskreise oder Rechtssphären aufeinandersto¬
ßen, miteinander kollidieren können, einander überschneiden: die Sphäre der Schüler, ihr
Recht auf Bildung, Selbstentfaltung, Persönlichkeitsentwicklung; die Sphäre der Eltern,
ihre Erziehungsentscheidungen, ihre Wahrnehmung der Kinderinteressen, ihre Weltan¬
schauung; die Sphäre des Lehrers und seiner professioneUen pädagogischen Arbeit;
schließlich auch die Rechte der Öffentlichkeit (als Staat, auch als Kommune) auf
Quahfikation, Verteilung, Legitimationssicherung, ökonomisch-zweckmäßige Organisa¬
tion usw.
U. Lorentzen hat (in der Erörterung von §66/2) darauf hingewiesen, daß solche
Regelungen, in denen mehr als zwei Rechtssphären einander zugeordnet werden müssen
und sich überschneiden, der juristischen Tradition schwerfallen. Das juristische Denkmo¬
dell ist die Alternative: Es werden Recht und Ansprüche von zwei Parteien oder von dem
Einzelnen gegenüber dem Staat abgewogen und geregelt. Das komplizierte Rechtssystem
der Schule, in dem jederzeit mehrere Rechtssphären berücksichtigt werden müssen und in
einer Art Gleichgewicht stehen soUen - unsere Aufzählung bewegt sich schon auf einem
relativ hohen Aggregationsniveau -, läßt sich juristisch sehr viel schwerer bewältigen; es
erfordert „schultypische Rechtsinstitutionen".
Hier wird noch einmal eine Grundfrage sichtbar, von der aus eine Einschätzung des
Entwurfs im ganzen ansetzen kann: Läßt sich eine „Lebenswelt Schule", die vom
Miteinander und vom Ausgleich der verschiedensten Einflüsse und Interessen gekenn¬
zeichnet ist, juristisch zureichend von einem liberalen Rechtsverständnis her beschreiben
(vgl. Nevermann/Richter 1979, S. 267), das die Rechte der Betroffenen doch weitge¬
hend als Abwehrrechte faßt und deshalb wohl primär zu einem Ordnungsdenken neigt? In
einem solchen Denkmodell hat das Schulrecht außer seiner Rahmenfunktion vor aUem die
Aufgabe, die konkurrierenden Parteien juristisch für den „casus belli", für gerichtliche
Auseinandersetzungen über laufbahn-relevante Entscheidungen zu rüsten. Demgegen¬
über müßte ein Denkmodell, das von unseren grundsätzlichen Überlegungen her formu¬
üert wird, den Beratungsmögüchkeiten - oder sogar: der Beratungsverpflichtung - der
Beteiügten mehr Gewicht geben.
Wenn der Tübinger Sozialpädagoge Hans Thiersch gefordert hat, daß Lehrer und Lehrerkonferen¬
zen in ihren gravierenden Entscheidungen das für die Erziehungsberufe selbstverständlich gewordene
Instrument der Supervision benötigen, durch welche die Entscheidungen mit Hufe eines Beraters
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noch einmal durchgesprochen, in ihren Voraussetzungen geprüft und in ihren Konsequenzen bedacht
werden, so enthält ein solcher weitreichender Vorschlag natürüch auch mehr ein Reform- oder
Gestaltungsproblem, führt also über die Aufgaben des Schulrechts hinaus. Er ülustriert aber doch die
Notwendigkeit, grundsätzUch anerkannte Rechte (wie das der qualitativen BeurteUung der Schüler¬
leistung durch den Lehrer) auf dem Stand der heutigen Erkenntnisse über BeurteUung in pädagogi¬
schen Prozessen zu definieren.
Von daher erscheint die rechtliche Sicherung des Test- und Prüfungswesens und psycholo¬
gischer Gutachten (§46) als eine einseitige Stützung der Entscheidungsfuhktionen der
Schule: Sie soll sich möglichst objektive Daten über die Leistungen und Befähigungen des
Schülers beschaffen können. Die pädagogisch wichtigere Komplementäraufgabe, nämhch
die Schwierigkeiten zu überwinden, die der Schüler gerade mit dem Anforderungs- und
Beurteilungssystem hat, oder mit den Personen, die ihm die Leistungen abverlangen - die
Notwendigkeit also, daß der Schüler beraten wird und daß die Lehrer sich bei der
Lenkungsaufgabe beraten lassen, ist rechtlich nicht verlangt und gesichert. Vielleicht kann
man hier den Einwand von H.-Ch. Berg aufnehmen, daß an dieser Stelle deutlich ein
überholter Typus von Schule oder eine pädagogisch nicht wünschenswerte Einseitigkeit
des Verständnisses von Schule juristisch festgeschrieben wird.
(5) In seinem sehr engagierten Eingangsreferat hat der Verfassungsrichter a.D. Willy
Geiger für eine größere „pädagogische Freiheit" die Lanze gebrochen und die Leitvor¬
stellung einer „personalen Schule" der heute allzu ängstlich durchregulierten Schule
entgegengestellt. Der Entwurf hat eine solche pädagogische Freiheit insbesondere durch
eine Betonung der Rechte und der Verantwortung der Lehrer zu sichern versucht.
Die Herausarbeitung des Rechtsguts der „pädagogischen Freiheit" stellt sicher eine
wichtige Leistung des Entwurfs dar. Eine Betonung und rechtüche Sicherung des
professionellen Handelns von Lehrern und Kollegien gegenüber funktionsfremden, der
Lehraufgabe abträglichen Überformungen der pädagogischen Arbeit durch institutionelle
und bürokratische Zwänge war seit langem fälhg. Da es aber auch schlechte Lehrer gibt,
„träge, übereifrige, sendungsbewußte, verantwortungsarme oder schlecht ausgebildete"
(I.-M. Oppermann), wurde auf der Tagung immer wieder die Frage aufgeworfen, ob der
Entwurf nicht zuviel Bestimmungsmacht bei den Lehrern versammelt. Gewiß bietet
„Machtkontrolle", vor allem durch eine Supermacht der Administration, kein gutes
Gegenmodell; wohl aber Kooperation. In Schulfragen sind nicht nur die Lehrer „Fach¬
leute", sondern alle Beteiligten und Betroffenen haben eigene Erfahrungen und ein Stück
„Professionalität" (J. Diederich). Die Vorschläge zur Schulverfassung (§§74-94) bilden
für die Kooperation eine gute Diskussionsgrundlage; aber auch hier kann erst durch
Einzeichnen realer Bedingungen gut funktionierender Schulen (Schulgröße, Schulart,
Teilzeit- oder Ganztagesschule, KoUegstufe, Stadt-Land-Differenz usw.) eine Beurtei¬
lungsgrundlage geschaffen werden.
Eine pädagogisch wie rechtlich gleichermaßen bedeutende Entscheidung des Entwurfs
Uegt in §59/60: Anstelle des Verfahrens arithmetischer Verarbeitung von Einzelnoten
wird hier das „Kollegium" bzw. der Kollegialentscheid als letzte Instanz angesehen. Die
bisher vorherrschende Zeugnisarithmetik macht den einzelnen Lehrer im Grenzbereich
(also bei Versetzungs- oder Bestehens-Entscheidungen) zur letzten, ausschlaggebenden
und unkontrolüerten Instanz, eventuell ohne daß er die Tragweite seines Anteils selber
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abschätzen kann. Auch ist die pseudo-exakte Notenrechnerei oft genug als ein höchst
irrationales Verfahren decouvriert worden - daraus werden hier endlich rechtliche
Folgerungen gezogen. Über die Rationahtät eines Kreises von Lehrern, die diesen
Schüler, seine Leistungsfähigkeit und seine Probleme kennen, kommt kein Beurteilungs¬
verfahren hinaus. AUenfaUs die Beteiügung eines außerschulischen Supervisors (und
natürlich eines Eltern-Vertreters) an den entscheidenden Konferenzen könnte man
wünschen.
Die Leitvorstellung der „personalen Schule" ist aber nicht nur an solchen Knotenpunkten
der Kooperation des Entwurfs diskutierbar. Die pädagogische Verantwortung des Leh¬
rers, der Respekt vor den Personen, die in der Schule kooperieren, die Möghchkeit, die
Kinder zu kennen und persönlich zu fördern, setzen bestimmte organisatorische Bedin¬
gungen voraus.
Es ist z.B. zu fragen, ob nicht auch die maximalen Größen der Organisationseinheit Schule
angesprochen werden müßten (so wie die Minimalgrößen garantiert werden soUen). Hat der Schüler
nicht - als Folge der genannten Leitvorstellung - Anspruch auf eine Gesamtgröße oder auf eine
Teileinheit, in dem die persönliche Bekanntheit und Verantwortung, die Zuständigkeitvon Personen
und die Überschaubarkeit gesichert sind? (Wieder wird man fragen, ob das nicht eher eine
Gestaltungs- als eine Rechtsaufgabe betrifft. Wenn aber das Recht sich um den Anspruch des
Schülers auf persönliches Geführt- und Gefördertwerden kümmert und diesen Anspruch definiert,
muß es dann nicht auch Voraussetzungen dafür nennen und definieren?)
(6) Exemplarisch für die Schwierigkeit, Einheit und Vielfalt, Rechtssicherheit und
Flexibilität des Schulwesens miteinander zu verbinden, sind die Auseinandersetzungen
über das Verfahren, das die Kommission zur Festsetzung der Lehrpläne vorschlägt
(§§7-11). Die Grundlinie, zentrale Fragen auch des Lehrplans offenthcher Diskussion
zugänghch zu machen, erscheint folgerichtig, die scharfe Kritik einiger Kultusminister
gerade an diesen Vorschlägen des Entwurfs ist nicht verständlich. Das öffentliche
Auslegen von Lehrplänen ist zwar aufwendiger und erzeugt mehr Konflikte als der
einfache Erlaß. Auch müssen über den Konkretisierungsgrad der Zielvorgaben in diesem
neuen Verfahren erst Erfahrungen gesammelt werden. Die Kompetenz zur Kritik und
Mitarbeit bei den Gruppen, die zur Anhörung eingeladen werden sollen (§11), wird sich
sicher ausbilden.
Besonders umstritten ist der Versuch des Entwurfs, einen bestimmten Fächerkanon als
gesetzüch garantierte „Gegenstandsbereiche des Unterrichts" festzulegen (§6 u. S.
158ff.). Auch hier verfährt der Entwurf relativ traditioneU, indem er sich nämlich an
bestehenden Lehrkatalogen und KMK-Vereinbarungen orientiert. Es wird z.B. „eine
Fremdsprache" gefordert, ausgehend von der Meinung, daß neuere und alte Sprachen
gleichen BUdungswert und gleiche geseUschaftüche Bedeutung haben. Im ganzen ist die
Sekundarstufe II so definiert, daß die traditionellen 15 Fächer oder 11 Gebiete (falls man
einige Fächer als Lehrzusammenhang ansieht) als Grundbüdung festgelegt werden. Die
heftige Bildungsdiskussion der letzten 15 Jahre, die Überlegungen zur Freigabe stärker
ausgebildeter Akzente auch in der Grundbüdung und stärkerer Berücksichtigung einseiti¬
ger Begabungs- oder Interessenprofile hat sich hier nicht niedergeschlagen. Eine Alterna¬
tive wäre z. B. ein garantiertes Angebot des Unterrichts in der englischen Sprache in allen
Sekundärschulen.
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(7) Wir konnten hier nur versuchen, einige grundsätzüchere pädagogische Überlegungen
an den Entwurf heranzuführen. Es ist anzuerkennen, daß er die Schule für ihre
Hauptaufgabe - die persönhche Entwicklung junger Menschen in der modernen Gesell¬
schaft nach Kräften zu fördern- freisetzen möchte; er möchte die schuUsche Erziehungsar¬
beit vor hinderlichen Interventionen von außen schützen. Juristisch scheint die Haupt¬
schwierigkeit in der Entwicklung und begrifflichen Fassung schultypischer Rechtsgüter zu
hegen, die es erlauben, von einem Vorrang des Ordnungsdenkens zu einem Vorrang von
Beratung und Kooperation zu kommen. Aber diese Schwierigkeit könnte auch Ausdruck
eines gesellschaftlichen Wandels sein, der nicht nur Juristen vor neue Fragen stellt. Das
„gespaltene Lehrerbewußtsein" (I. Richter), nämhch gleichzeitig die pädagogische
Freiheit bedroht zu sehen und mehr Sicherheit und Reglementierung durch Vorschriften
zu wollen, und das Mißtrauen der Eltern gegen die Verwaltung ebenso wie gegen
übermächtige Konferenzen und Lehrerwillkür scheinen dieselbe Wurzel zu haben. Wir
vermuten, daß der Entwurf diejenige Unsicherheit spiegelt, die sich mit einer neuerlichen
Wende in der Bildungsreform notwendig einstellt.
Das Schulwesen wird sich in den kommenden Jahren noch einmal erheblich verändern.
Auch die künftigen pädagogischen GestaltungsmögUchkeiten werden von organisato¬
risch-strukturellen Rahmenbedingungen - z.B. wirtschaftlich-technologischen Entwick¬
lungen und dem Geburtenrückgang - abhängig sein. Allerdings drängen diese Bedingun¬
gen nicht auf zentralistische Einheitslösungen, wie es einem vorherrschenden Grundzug in
der Reformphase der sechziger und frühen siebziger Jahre entsprach. Die demographi¬
schen, wirtschaftlichen, ökologischen und kulturellen Unterschiede, die verschiedene
Regionen charakteristisch prägen und die zunehmend bewußt werden, sperren sich gegen
zentralistische Einheitskonzepte. Die Vielfalt des Schulwesem bildet eine notwendige
Bedingung für seine künftige Leistungsfähigkeit und Weiterentwicklung.
Je mehr Aufgaben der Schule durch die gesamtgesellschaftliche Entwicklung zugewiesen
werden, um so weniger kann sie diese als zentral organisierte und normierte Anstalt lösen.
Das „Leben" beginnt nicht erst nach und außerhalb der Schule: Kinder und Jugendhche
verbringen einen großen Teü ihrer Lebenszeit dort: Schule ist selber ein Teil ihrer
Lebemwelt. Sie muß deshalb mehr als bisher zur eigenen Sache der unmittelbar Beteilig¬
ten und Betroffenen, der Schüler, Lehrer und Eltern werden. Es geht also künftig mehr
um eine pädagogische Qualifizierung der einzelnen Schule, um eine (Wieder-)Eingliede-
rung der Schule in die Vielfalt regionaler und lokaler Traditionen, Probleme, Möglichkei¬
ten und Bedürfnisse. Es geht neben dem regionalen auch um einen verstärkten biogra¬
fisch-personalen Bezug der Schule.
Insofern greift der Entwurf- gewollt oder ungewollt - zu einem wichtigen Zeitpunkt in die
bildungspolitische Diskussion ein. Hier liegt seine Bedeutung als eine Herausforderung
für die Pädagogik. Die Ungeduld, die den „großen Sprung" (Berg) fordert, muß freilich
auch hier mit dem Zeitbedarf gesellschaftlicher Lern- und Erfahrungsprozesse versöhnt
werden.
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